
Allgemeine Verkaufs- Lieferungs- und Zahlungsbedingungen 
der Haug Biegetechnik GmbH & Co. KG 

 

1. Allgemeines 

Wir liefern ausschließlich auf der Grundlage nachfolgender Verkaufs-, Liefer- und 
Zahlungsbedingungen. Geschäfts- und Einkaufsbedingungen des Käufers widersprechen wir 
ausdrücklich. Sie verpflichten uns nur, wenn wir uns ausdrücklich und schriftlich mit ihnen 
einverstanden erklären. 

2. Angebote 

Unsere Angebote sind freibleibend. Abmachungen, die mündlich durch unseren Außendienst 
getroffen werden, bedürfen zu ihrer Wirksamkeit unserer schriftlichen Bestätigung. Dies gilt auch für 
jede mündliche Nebenabrede. 

 

3. Preise / Zahlungsbedingungen  

3.1 Unsere Preise gelten ab Werk ohne Verpackung, wenn in der Auftragsbestätigung nichts 
anderes festgelegt wurde. In unseren Preisen ist die gesetzliche Mehrwertsteuer nicht enthalten. 
Diese werden wir in der gesetzlichen Höhe am Tage der Rechnungsstellung in der Rechnung 
gesondert ausweisen. 

3.2 Der für die zur Verpackung benötigten Verpackungsbehälter in Rechnung gestellte Betrag wird 
von uns rückvergütet, wenn uns die Verpackungsbehälter in brauchbarem Zustand frachtfrei 
zurückgegeben werden.  

3.3 Sollten sich nachträglich Veränderungen der behördlich festgelegten oder genehmigten 
Beförderungstarife, der Steuern oder öffentlichen Abgaben ergeben, so sind wir zu einer auch 
nachträglichen Anpassung unserer Preise an die veränderte Situation bis zum Ablauf von vier 
Monaten nach Vertragsschluss berechtigt. 

3.4 Ein Skontoabzug ist nur bei einer besonderen schriftlichen Vereinbarung zwischen uns und dem 
Auftraggeber zulässig. Der Kaufpreis ist netto (ohne Abzug) sofort mit Eingang der Rechnung bei 
dem Käufer zur Zahlung fällig, soweit sich aus einer gesonderten Vereinbarung kein anderes 
Zahlungsziel ergibt. Eine Zahlung gilt erst dann als erfolgt, wenn wir über den Betrag verfügen 
können. Im Fall von Scheckzahlungen gilt die Zahlung erst als erfolgt, wenn der Scheck eingelöst 
wird. Die Annahme eines Wechsels bedarf der besonderen Vereinbarung.  

3.5 Gerät der Auftraggeber mit einer Zahlung in Verzug, gelten die gesetzlichen Regelungen.  

3.6 Der Auftraggeber ist zur Aufrechnung, auch wenn Mängelrügen oder Gegenansprüche geltend 
gemacht werden, nur berechtigt, wenn die Gegenansprüche rechtskräftig festgestellt, von uns 
anerkannt wurden oder unstreitig sind. Zur Ausübung eines Zurückbehaltungsrechts ist der Käufer 
nur befugt, wenn sein Gegenanspruch auf dem gleichen Vertragsverhältnis beruht. 

3.7 Der Auftraggeber ist nicht berechtigt, Ansprüche und Rechte wegen Mängeln geltend zu machen, 
wenn er fällige Zahlungen nicht geleistet hat und soweit der fällige Betrag (einschließlich etwaig 
geleisteter Zahlungen) in einem angemessenen Verhältnis zu dem Wert der – mit Mängeln 
behafteten – Lieferung bzw. Arbeiten steht. 

3.8 Im Falle des Vorhandenseins von Mängeln steht dem Auftraggeber ein Zurückbehaltungsrecht 
nicht zu, es sei denn, die Lieferung ist offensichtlich mangelhaft bzw. dem Auftraggeber steht 
offensichtlich ein Recht zur Verweigerung der Abnahme der Arbeiten zu. In einem solchen Fall ist 
der Auftraggeber nur zur Zurückbehaltung berechtigt, soweit der einbehaltene Betrag im 
angemessenen Verhältnis zu den Mängeln und den voraussichtlichen Kosten der Nacherfüllung 
(insbesondere einer Mangelbeseitigung) steht.  

 

 

 

 



4. Lieferfristen/Lieferbedingungen 
 
4.1 Angaben über Lieferfristen und Liefertermine sind unverbindlich. 
Die Lieferfrist beginnt mit Vertragsabschluss; d.h. Klärung aller Ausführungseinzelheiten und 
Bedingungen (= Konkretisierung). Der Käufer kann 2 Wochen nach Überschreitung des 
unverbindlichen Liefertermins den Verkäufer schriftlich auffordern, binnen angemessener Frist zu 
liefern.  
 
4.2 Die Lieferfrist ist in jedem Fall eingehalten, wenn der Liefergegenstand bis zum Ablauf der 
Lieferfrist das Werk verlassen hat oder dem Besteller die Versandbereitschaft mitgeteilt worden ist. 
Die vereinbarte Lieferfrist verlängert sich – unbeschadet unserer Rechte aus Verzug des Käufers -   
um den Zeitraum, um den der Käufer mit seinen Verpflichtungen aus diesem oder aus einem 
anderen Abschluss im Verzug ist. 
 
4.3 Ist die Nichteinhaltung von Fristen auf höhere Gewalt, z.B. Mobilmachung, Krieg, Aufruhr oder 
auf ähnliche, nicht vom Verkäufer zu vertretenden Ereignisse, z.B. Streik oder Aussperrung, 
zurückzuführen, verlängern sich die Fristen um die Zeiten, während derer das vorbezeichnete 
Ereignis oder seine Wirkungen andauern. Der Verkäufer haftet bei Verzögerung der Leistung in 
Fällen des Vorsatzes oder der groben Fahrlässigkeit des Verkäufers oder eines Vertreters oder 
Erfüllungsgehilfen sowie bei einer schuldhaft verursachten Verletzung des Lebens, des Körpers 
oder der Gesundheit nach den gesetzlichen Bestimmungen. In anderen Fällen des Verzuges wird 
die Haftung des Verkäufers für den Schadensersatz neben der Leistung auf insgesamt 10% und für 
den Schadenersatz satt der Leistung ( einschließlich des Ersatzes vergeblicher Aufwendungen) auf 
insgesamt 15 % des Wertes der Lieferung begrenzt. Weitergehende Ansprüche des Käufers sind - 
auch nach Ablauf einer dem Verkäufer etwa gesetzten Frist zur Leistung- ausgeschlossen. Die 
Beschränkung gilt nicht bei schuldhafter Verletzung wesentlicher Vertragspflichten. Der 
Schadensersatzanspruch für die schuldhafte Verletzung wesentlicher Vertragspflichten ist jedoch 
auf den vertragstypischen vorhersehbaren Schaden begrenzt, soweit nicht zugleich ein weiterer Fall 
nach S. 1 dieses Abs. gegeben ist. Das Recht des Käufers zum Rücktritt vom Vertrag bleibt 
unberührt. Eine Änderung der Beweislast zum Nachteil des Käufers ist mit den vorstehenden 
Regelungen nicht verbunden.  
 
4.4 Der Verkäufer haftet bei Unmöglichkeit der Leistung in Fällen des Vorsatzes oder der groben 
Fahrlässigkeit des Verkäufers oder eines Vertreters oder Erfüllungsgehilfen sowie bei einer 
schuldhaft verursachten Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit nach den 
gesetzlichen Bestimmungen. Die Haftung des Verkäufers ist in Fällen grober Fahrlässigkeit jedoch 
auf den vertragstypischen vorhersehbaren Schaden begrenzt, wenn nicht zugleich ein weiterer Fall 
nach S.1 dieses Abs. gegeben ist. Außerhalb der Fälle des S. 1 und S. 2 dieses Absatzes wird die 
Haftung des Verkäufers wegen Unmöglichkeit auf Schadensersatz und auf Ersatz vergeblicher 
Aufwendungen auf insgesamt 10% des Wertes desjenigen Teils der Lieferung, der wegen 
Unmöglichkeit nicht genutzt werden kann begrenzt. Weitergehende Ansprüche des Kunden wegen 
Unmöglichkeit der Lieferung sind – auch nach Ablauf einer dem Auftragnehmer etwa gesetzten Frist 
zur Leistung - ausgeschlossen. Die vorstehenden Begrenzungen gelten nicht in Fällen des 
Vorsatzes, der groben Fahrlässigkeit oder wegen der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der 
Gesundheit. Das Recht des Kunden zum Rücktritt vom Vertrag bleibt unberührt. Eine Änderung der 
Beweislast zum Nachteil des Kunden ist mit den vorstehenden Regelungen nicht verbunden.  
 
4.5 Der Verkauf erfolgt ab Lager. Versandweg und Transportmittel sind mangels besonderer 
Vereinbarung unserer Wahl überlassen. Wir sind berechtigt, aber nicht verpflichtet, die Lieferung im 
Namen und für Rechnung des Käufers zu versichern.  
 
4.6 Mit Übergabe der Ware an den Spediteur oder Frachtführer, spätestens jedoch mit dem 
Verlassen des Werkes oder des Lagers, geht die Gefahr auf den Käufer über; auch bei Lieferungen 
frei Bestimmungsort oder innerhalb des gleichen Ortes. Gleiches gilt, wenn wir die Ware mit dem 
eigenen Fahrzeug versenden. Ist die Ware versandbereit und verzögert sich die Versendung oder 
die Abnahme aus Gründen, die wir nicht zu vertreten haben, so geht die Gefahr mit dem Zugang der 
Anzeige der Versandbereitschaft auf den Käufer über.  



 
5. Selbstbelieferungsvorbehalt 
 
Der Verkäufer ist berechtigt vom Vertrag zurückzutreten, soweit er trotz des vorherigen Abschlusses 
eines entsprechen Einkaufvertrages seinerseits den Liefergegenstand oder das zur Herstellung 
benötigte Material nicht erhält; die Verantwortlichkeit des Verkäufers für Vorsatz oder Fahrlässigkeit 
bleit nach Maßgabe dieser Bedingungen unberührt. Der Verkäufer wird den Käufer unverzüglich 
über die nicht rechtzeitige Verfügbarkeit des Liefergegenstandes informieren und, wenn er 
zurücktreten will, das Rücktrittsrecht unverzüglich ausüben; der Verkäufer wird dem Käufer im Falle 
des Rücktritts die entsprechende Gegenleistung unverzüglich erstatten.  

 

6. Gewährleistung/Haftung 

6.1 Mängelansprüche des Auftraggebers bestehen nur, wenn der Auftraggeber seinen nach § 377 
HGB geschuldeten Untersuchungs- und Rügepflichten ordnungsgemäß nachgekommen ist. Der 
Auftraggeber ist verpflichtet, die Ware ab Ablieferung durch uns innerhalb einer angemessenen Frist 
auf Qualitäts- und Mengenabweichungen zu untersuchen. Die Rüge von offensichtlichen Mängeln 
ist rechtzeitig, wenn sie innerhalb von drei Arbeitstagen ab Ablieferung der Ware von dem 
Auftraggeber abgesandt wird und diese dem uns anschließend zugeht; die Rüge verdeckter Mängel 
ist rechtzeitig, wenn der Auftraggeber sie innerhalb von drei Arbeitstagen ab deren Entdeckung 
absendet und diese dem Verkäufer anschließend zugeht.  

6.2 Mängelansprüche bestehen nicht bei nur unerheblicher Abweichung von der vereinbarten 
Beschaffenheit oder bei nur unerheblicher Beeinträchtigung der Brauchbarkeit. 

6.3 Im Rahmen der Nacherfüllung bei berechtigten Mängelrügen sind wir in keinem Fall zur 
erneuten Erbringung der Leistungen verpflichtet. Das Verlangen des Auftraggebers auf 
Nacherfüllung / Nachbesserung hat schriftlich zu erfolgen. Dem Auftragnehmer ist für die 
Nacherfüllung / Nachbesserung  eine Frist von 3 Wochen einzuräumen. 

6.4 Ist die Nacherfüllung fehlgeschlagen, steht dem Auftraggeber das Recht zu, zu mindern oder 
den Rücktritt vom Vertrag erklären. Die Nachbesserung gilt mit dem zweiten vergeblichen Versuch 
als fehlgeschlagen, soweit nicht aufgrund des Vertragsgegenstands weitere 
Nachbesserungsversuche angemessen und dem Auftraggeber zumutbar sind. 
Schadensersatzansprüche zu den nachfolgenden Bedingungen wegen des Mangels kann der 
Auftraggeber erst geltend machen, wenn die Nacherfüllung fehlgeschlagen ist. Das Recht des 
Auftraggebers zur Geltendmachung von weitergehenden Schadensersatzansprüchen zu den 
nachfolgenden Bedingungen bleibt unberührt. 

6.5 Unsere Gewährleistungsansprüche verjähren ein Jahr nach Ablieferung der Ware bei dem 
Auftraggeber, mit Ausnahme eines arglistig verschwiegen Mangels; in diesem Fall gelten die 
gesetzlichen Regelungen. 

6.6 Unsere Haftung, gleich aus welchem Rechtsgrund, beschränkt sich auf Vorsatz und grobe 
Fahrlässigkeit.   

6.7 Die Gewährleistung ist für Schäden ausgeschlossen, die durch Reparaturen oder Eingriffe 
Dritter am Liefergegenstand oder der Werkleistung entstehen, soweit in einem solchen Fall die 
Ursache des Mangels nicht mehr zweifelsfrei festgestellt werden kann.  

6.8 Für Fremderzeugnisse haften wir dergestalt, dass wir bei Vorliegen eines Mangels unsere 
Gewährleistungsansprüche an den Auftraggeber abtreten. Eine Haftung für Mängelansprüche für 
Fremderzeugnisse uns gegenüber kommt nur in Betracht , wenn sich berechtigte 
Gewährleistungsansprüche gegenüber dem Hersteller / Zulieferer der Fremderzeugnisse nicht 
durchsetzen lassen und uns dieser Umstand nachgewiesen wird.    

 

 

 

 



7. Schadensersatzansprüche 

Bei in sonstiger Weise verursachten Schäden haften wir bei Vorsatz und grober Fahrlässigkeit, auch 
unserer Erfüllungsgehilfen, nach den gesetzlichen Bestimmungen. Das gleiche gilt bei fahrlässig 
verursachten Schäden aus der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit. Bei 
fahrlässig verursachten Sach- und Vermögensschäden haften wir und unsere Erfüllungsgehilfen nur 
bei der Verletzung einer wesentlichen Vertragspflicht, jedoch der Höhe nach beschränkt auf die bei 
Vertragsschluss vorhersehbaren und vertragstypischen Schäden.   

 

8. Eigentumsvorbehalt 

 
8.1 Der Liefergegenstand bleibt Eigentum des Auftragnehmers bis zur Erfüllung sämtlicher ihm 

gegen den Auftraggeber aus der Geschäftsverbindung zustehenden Ansprüche. 

 

8.2 Dem Auftraggeber ist es gestattet, den Liefergegenstand zu verarbeiten oder umzubilden 

(„Verarbeitung“). Die Verarbeitung erfolgt für den Auftragnehmer; wenn der Wert des dem 

Auftragnehmer gehörenden Liefergegenstandes jedoch geringer ist als der Wert der nicht dem 

Auftragnehmer gehörenden Waren und/oder der Verarbeitung, so erwirbt der Auftragnehmer 

Miteigentum an der Neuware im Verhältnis des Wertes (Brutto-Rechnungswert) des verarbeiteten 

Liefergegenstandes zum Wer der der übrigen Ware und/oder der Verarbeitung zum Zeitpunkt der 

Verarbeitung. Soweit der Auftragnehmer nach dem Vorstehenden kein Eigentum an der Neuware 

erwirbt, sind sich Auftragnehmer und Auftraggeber darüber einig, dass der Auftraggeber dem 

Auftragnehmer Miteigentum an der Neuware im Verhältnis des Wertes (Brutto-Rechnungswert) des 

dem Auftragnehmer gehörenden Liefergegenstandes zu dem der übrigen verarbeiteten Ware zum 

Zeitpunkt der Verarbeitung einräumt. Der vorstehende Satz gilt entsprechend im Falle der 

untrennbaren Vermischung oder der Verbindung des Liefergegenstandes mit dem Auftragnehmer 

nicht gehörender Ware. Soweit der Auftragnehmer nach diesem § 8 (Eigentumsvorbehalt) Eigentum 

oder Miteigentum erlangt, verwahrt der Auftraggeber sie für den Auftragnehmer mit der Sorgfalt 

eines ordentlichen Kaufmanns.  

 

8.3 Für den Fall der Veräußerung des Liefergegenstandes oder Neuware tritt der Auftraggeber 

hiermit seinen Anspruch aus der Weiterveräußerung gegen seinen Abnehmer mit allen 

Nebenrechten sicherungshalber an den Auftragnehmer ab, ohne dass es noch weiterer besonderer 

Erklärungen bedarf. Die Abtretung gilt einschließlich etwaiger Saldoforderungen. Die Abtretung gilt 

jedoch nur in Höhe des Betrages, der dem vom Auftragnehmer in Rechnung gestellten Preis des 

Liefergegenstandes entspricht. Der dem Auftragnehmer abgetretene Forderungsanteil ist vorrangig 

zu befriedigen. 

 

 

8.4 Verbindet der Auftraggeber den Liefergegenstand oder die Neuware mit Grundstücken, so 

tritt er, ohne dass es weiterer besonderer Erklärungen bedarf, auch seine Forderung, die ihm als 

Vergütung für die Verbindung zusteht, in Höhe des Betrages ab, der dem vom Auftragnehmer in 

Rechnung gestellten Preis des Liefergegenstandes entspricht. 

 

8.5 Bis auf Widerruf ist der Auftraggeber zur Einziehung der gemäß diesem § 8 

(Eigentumsvorbehalt) an den Auftragnehmer abgetretenen Forderungen befugt. Der Auftraggeber 

wird auf die abgetretenen Forderungen geleistete Zahlungen bis zur Höhe der gesicherten 

Forderung unverzüglich an den Auftragnehmer weiterleiten. Bei Vorliegen berechtigter Interessen, 

insbesondere bei Zahlungsverzug, Zahlungseinstellung, Eröffnung des Insolvenzverfahrens, 

Wechselprotest oder begründeten Anhaltspunkten für eine Überschuldung oderdrohende 

Zahlungsunfähigkeit des Auftraggebers, ist der Auftragnehmer berechtigt, die Einziehungsbefugnis 



des Auftraggebers zu widerrufen. Außerdem kann der Auftragnehmer nach vorheriger Androhung 

unter Einhaltung einer angemessenen Frist die Sicherungsabtretung offen legen, die abgetretene 

Forderung verwerten sowie die Offenlegung der Sicherungsabtretung durch den Auftraggeber 

gegenüber den Abnehmern verlangen. 

 

  

8.6 Bei Glaubhaftmachung eines berechtigten Interesses hat der Auftraggeber dem 

Auftragnehmer die zur Geltendmachung von dessen Rechten gegen die Abnehmer erforderlichen 

Auskünfte zu erteilen und die erforderlichen Unterlagen auszuhändigen. 

 

8.7  Während des Bestehens des Eigentumsvorbehalts ist dem Auftraggeber eine Verpfändung 

oder Sicherungsübereignung untersagt. Bei Pfändungen, Beschlagnahme oder sonstigen 

Verfügungen oder Eingriffen Dritter hat der Auftraggeber den Auftragnehmer unverzüglich zu 

benachrichtigen. Die Weiterveräußerung des Liefergegenstandes oder der Neuware ist nur 

Wiederverkäufern im ordentlichen Geschäftsgang und nur unter den Bedingungen gestattet, dass 

die Zahlung des Gegenwertes des Liefergegenstandes an den Auftraggeber erfolgt. Der 

Auftraggeber hat mit dem Abnehmer auch zu vereinbaren, dass erst mit dieser Zahlung der 

Abnehmer Eigentum erwirbt. 

 

 

8.8 Soweit  der realisierbare Wert aller Sicherungsrechte, die dem Auftragnehmer zustehen, die 

Höhe aller gesicherten Ansprüche um mehr als 10% übersteigt, wird der Auftragnehmer auf Wunsch 

des Auftraggebers einen entsprechenden Teil der Sicherungsrechte freigeben. Es wird vermutet, 

dass die Voraussetzungen des vorstehenden Satzes erfüllt sind, wenn der Schätzwert der dem 

Auftragnehmer zustehende Sicherheiten 150% des Wertes der gesicherten Ansprüche erreicht oder 

übersteigt. Dem Auftragnehmer steht die Wahl bei der Freigabe zwischen verschieden 

Sicherungsrechten zu. 

 

8.9 Bei Pflichtverletzungen des Auftraggebers, insbesondere bei Zahlungsverzug, ist der 

Auftragnehmer auch ohne Firstsetzung berechtigt, die Herausgabe des Liefergegenstandes bzw. 

der Neuware zu verlangen und/oder – erforderlichenfalls nach Fristsetzung – vom Vertrag 

zurücktreten; der Auftraggeber ist zur Herausgabe verpflichtet. Im Herausgabeverlangen des 

Liefergegenstandes / der Neuware liegt keine Rücktrittserklärung des Auftragnehmers, es sei denn, 

dies wird ausdrücklich erklärt.  

 

 

9. Gerichtsstand / Erfüllungsort 

Erfüllungsort und ausschließlicher Gerichtsstand für Lieferungen und Zahlungen (einschließlich 
Scheckklagen) sowie sämtliche sich zwischen uns und dem Auftraggeber ergebende Streitigkeiten 
aus den geschlossenen Verträgen ist unser Firmensitz (Sonnenbühl) , soweit der Auftraggeber 
Kaufmann i.S.d. Handelsgesetzbuchs (HGB) ist. 

 

10. Rechtswahl 

Für die Rechtsbeziehungen der Parteien gilbt deutsches Recht unter Ausschluss des 
UN-Kaufrechts.  

 

 

11.Schlussbestimmungen 



Sollten diese Bestimmungen teilweise rechtsunwirksam oder lückenhaft sein so soll hierdurch die 
Gültigkeit der übrigen Bestimmungen nicht berührt werden.  


